
Tuttlingen, die Hauptstadt der
Medizintechnik, steht im Mit-
telpunkt eines neuen Doku-

mentarfilms. In 90 Minuten zeigt der
Streifen „Auf Messers Schneide“, wie
die Branche im Lichte der Globalisie-
rung ihre Stärken ausbaut und der
Konkurrenz aus Pakistan die Stirn bie-
tet. Bei der Premierenfeier erntete der
Film durchweg Lob.

Regisseure des Dokumentarfilms
sind der Tuttlinger Sören Lauinger
und der Berliner Ephraim Brosch-
kowski. Für Lauinger ist der Film Teil
seiner Master-Thesis an der Tuttlinger
International Business School. Er ist
beim größten Medizintechnik-Betrieb
vor Ort, der Aesculap AG, beschäftigt.
Produzent ist Carl-A. Fechner aus Im-
mendingen, der schon zahlreiche
Preise für seine Dokumentarfilme er-
halten hat.

Der Portrait-Film zeigt die Region
Tuttlingen, seine Bewohner und die
Medizintechnik aus einer sehr per-
sönlichen Perspektive – es sind Innen-
ansichten aus dem Medizintechnik-
Cluster. Produzent Carl-A. Fechner
nennt den Film „eine Hommage an
die Menschen dieser Region“. Vom
Azubi bis zum Topmanager werden
diese mit ihren Ängsten und Hoffnun-
gen in einer Zeit des Umbruchs auf
dem globalen Markt porträtiert. Der

Film erklärt die Entstehung der einzig-
artigen Zusammensetzung von über
400 Medizintechnik-Betrieben auf
engstem Raum und deren Entwick-
lung zu Spezialherstellern ebenso wie
deren friedliche Coexistenz, wo einer
dem anderen hilft. Er fängt die Sicht
ausländischer Kunden über das „Med-
Tech Valley“ ein. Mit eindrücklichen
Bildern wird veranschaulicht, unter
welchen Bedingungen und mit welch
großem Ehrgeiz die Konkurrenz in Pa-
kistan arbeitet und wie sie sich nach
und nach leise und selbstbewusst zum
großen Sprung für eine gerechtere glo-

bale Verteilung vorbereitet.
Oberbürgermeister Michael Beck ist

überzeugt, dass der Film Tuttlingen
bis weit über die Stadtgrenzen hinaus
zu Bekanntheit verhelfen wird. Land-
rat Guido Wolf sieht in dem Film eine
Hommage an das Alter, weil er belegt,
wie die erfahrenen Unternehmer mit
ihren innovativen Ideen auf der Er-
folgsspur bleiben.

Der Berliner Co-Regisseur Ephraim
Broschkowski sieht in der Dokumen-
tation auch für Ortsfremde spannen-
den Stoff. Es sei einzigartig, in welcher
Art und Weise die Leute hier auf engs-
tem Raum lebten und aus eigener
Kraft zu Wohlstand gekommen seien.
Beeindruckt habe ihn auch, wie die
Stadt durch die Medizintechnik-Bran-
che bis hin zu Skulpturen geprägt sei.
Sören Lauinger war der Film eine Her-
zensangelegenheit. Nun sei er jedoch
erstmal kuriert und werde wieder sei-
ner Arbeit bei Aesculap nachgehen.

Der Film läuft derzeit im Tuttlinger
Kino Scala, und soll bald auch in um-
liegenden Städten zu sehen sein. Am
9. Mai um 18.15 Uhr wird eine gekürzte
Version im SWR-Fernsehen gezeigt.

A N I K A  L U Z

Mehr zum Film unter:
www.aufmessersschneide-film.de

Der Hauptdarsteller heißt Tuttlingen
Neue Filmdokumentation über das Zentrum der Medizintechnik

Bekannt in aller Welt: Medizinische
Instrumente aus Tuttlingen.

B I L D :  A E S C U L A P

Immenstaad (dan) Der Ausrüster für
Telekommunikation „Nortel“, der
auch eine Niederlassung in Immen-
staad unterhält, ist angeschlagen. Am
14. Januar beantragte das weltweit
operierende Unternehmen mit Fir-
mensitz in Kanada Gläubigerschutz.
Nortel, das weltweit etwa 32 000 Mit-
arbeiter beschäftigt, drücken Schul-
den in Milliardenhöhe. Der Gläubiger-
schutz des amerikanischen Mutter-
konzerns hat im Moment noch keine
Auswirkungen auf die Tochterfirmen
in Europa und Deutschland. 

Die Nortel GmbH unterhält fünf
Niederlassungen in Deutschland mit
500 Mitarbeitern in Bonn, München,
Frankfurt am Main, Stuttgart und im
Technologiezentrum Immenstaad.
Die Niederlassung in Immenstaad
zählt etwa 160 Angestellte, die haupt-
sächlich im Bereich „Operations“ tätig
sind. Das heißt Planung, Installation
und Wartung von Telekommunikati-
onsnetzwerken. Des Weiteren gibt es
eine kleine, hochspezialisierte Gruppe
von Ingenieuren, die Forschungs- und
Entwicklungsarbeiten für deutsche
Kunden vornehmen.

Nach Angaben einer Firmenspre-
cherin hat der beantragte Gläubiger-
schutz der nord-amerikanischen Mut-
terfirma erstmals keine unmittelbaren
Folgen für Deutschland. „Es ist eine
Sanierungsphase. Der normale Ge-
schäftsbetrieb geht weiter. Wir haben
genügend liquide Mittel, um die Ge-
schäfte weiterzuführen, und um wei-
terhin in neue Produkte zu investie-
ren.“ Der Konzern habe Gläubiger-
schutz beantragt, „um Nortel auf eine
solide finanzielle Basis zu stellen und
eine grundlegende Umstrukturierung
des Unternehmens durchzuführen.“
Ob dabei auch an einen Abbau von Ar-
beitsplätzen gedacht sei, wollte die
Sprecherin nicht kommentieren. Die
Planungen für die Umstrukturierung
seien im Anfangsstadium und man
könne darüber noch keine Auskunft
geben. 

Nortel schwer
angeschlagen

Konzern in „Sanierungsphase“

Walldorf/Villingen (dpa) Europas
größter Softwarehersteller SAP (Wall-
dorf) streicht zum ersten Mal in der
Unternehmensgeschichte tausende
Jobs. „Wir sind wegen der Finanzkrise
zu weiteren Sparmaßnahmen ge-
zwungen, um wettbewerbsfähig zu
bleiben“, sagte Co-Vorstandschef Léo
Apotheker in Frankfurt. Weltweit soll
bis Ende des Jahres die Mitarbeiter-
zahl um rund 3000 auf 48 500 redu-
ziert werden. Von den 15 000 Stellen in
Deutschland sollen etwa 600 (4 Pro-
zent) verschwinden. Bis zu 300 Millio-
nen Euro wird SAP das Paket kosten.
Rund 350 Millionen Euro will der Welt-
marktführer bei Unternehmenssoft-
ware mit dem Stellenabbau von 2010
an jährlich einsparen. Das im Herbst
aufgelegte Sparprogramm von 200
Millionen Euro soll weiterlaufen. 2009
wird es demnach keine Gehaltserhö-
hungen für die Beschäftigten geben. 

Baden-Württembergs Ministerprä-
sident Günther Oettinger hat den Stel-
lenabbau bereits am Dienstag beim
Neujahrsempfang der Industrie- und
Handelskammer Schwarzwald-Baar-
Heuberg in Villingen angekündigt. Ex-
perten halten es für problematisch,
das Oettinger Insider-Informationen
hatte, die das Unternehmen erst am
nächsten Tag den Anlegern mitteilte.

SAP baut
erstmals ab
3000 Stellen fallen weg 

BOSCH

Stellenabbau droht
Der weltgrößte Autozulieferer
Bosch ist mit voller Wucht von der
Krise der Branche erwischt worden.
Umsatz und Ergebnis blieben im
Jahr 2008 deutlich hinter den Er-
wartungen zurück, wie Bosch-Chef
Franz Fehrenbach mitteilte. In
diesem Jahr rechnet Bosch nicht
mit einer entscheidenden Verbes-
serung der Lage. Mit Personal-
abbau, drastischen Kostensenkun-
gen will Fehrenbach gegensteuern.
Außerdem sollen die Investitionen
zurückgefahren und Ausgaben für
Zukäufe gesenkt werden. Im Jahr
2008 ging der Umsatz der Bosch-
Gruppe nach vorläufigen Zahlen
um knapp 3 Prozent auf rund 45
Milliarden Euro zurück. (dpa)

IMMOBILIENKONZERN

Level One ist pleite
Der Immobilienkonzern Level One
mit 20 000 Wohnungen vor allem in
Ostdeutschland und Berlin ist
pleite. Wie Insolvenzverwalter Rolf
Rattunde mitteilte, hat das Unter-
nehmen in Folge der Immobilien-
krise rund 1,5 Milliarden Euro
Schulden angesammelt. Er sprach
von einer der größten Immobilien-
pleiten in Deutschland. In den
vergangenen Wochen seien beim
Amtsgericht Berlin-Charlottenburg
bereits 38 Insolvenzverfahren über
Gesellschaften des Konzerns er-
öffnet worden. (dpa) 

VOLKSWAGEN

Autoproduktion stockt
Europas größter Autobauer Volks-
wagen drosselt angesichts der
dramatischen Absatzkrise in der
Automobilindustrie weiter seine
Produktion. Wie ein VW-Sprecher
sagte, werden an drei Tagen im
Februar im Stammwerk Wolfsburg
keine Autos gebaut. Die Freizeit
werde von den flexiblen Arbeitszeit-
konten abgezogen. Der vorüberge-
hende Fertigungsstopp am 2., 3.
und 20. Februar kommt zusätzlich
zur Kurzarbeit. VW hatte bereits
angekündigt, vom 23. bis 27. Febru-
ar rund 61 000 Mitarbeiter in Kurz-
arbeit zu schicken. (dpa) 

RÜCKRUFAKTIONEN

Spitzenreiter Renault
Die deutschen Auto-

bauer rufen ihre
Wagen im Ver-
gleich zur in-
ternationalen
Konkurrenz

relativ selten zurück in
die Werkstätten. Bei der Gesamtzahl
der Rückrufaktionen von 1993 bis
heute liegen Daimler, BMW und Co.
im Mittelfeld, wie aus einer Anfrage
der Grünen an die Bundesregierung
hervorgeht. Die höchste Zahl von
Rückrufen musste der französische
Autobauer Renault verzeichnen,
wie aus der Antwort des Bundes-
verkehrsministeriums hervorgeht.
Insgesamt 101 Rückrufaktionen
musste der Konzern zwischen 1993
und Ende 2008 starten. Auf Platz
zwei folgt demnach der Autobauer
Ford mit 73 Rückrufen, Rang drei
belegt der italienische Hersteller
Fiat mit 62 Rückrufaktionen. (AFP) 

BOEING

Konzern fliegt ins Minus
Der amerikanische Flugzeug- und
Rüstungskonzern Boeing ist nach
einem wochenlangen Streik zum
Jahresende 2008 in die Verlustzone
geflogen. Der Konkurrent des
EADS-Konzerns musste auch seine
Gewinnprognose für das laufende
Jahr heftig kappen. Unterm Strich
stand im Schlussquartal auch we-
gen großer Probleme bei neuen
Flugzeugtypen ein Minus von 56
Millionen Dollar. Der Umsatz brach
durch die Lieferausfälle um 27
Prozent auf 12,7 Milliarden Dollar
(9,6 Milliarden Euro) ein. (dpa) 

CITIGROUP

Nach Kritik Jet storniert 
Die mit staatlichen Milliarden-
spritzen gestützte US-Großbank
Citigroup hat nach scharfer Kritik
der US-Regierung den millionen-
schweren Kauf eines Firmenjets
abgeblasen. Die Anschaffung des
laut US-Medien 50 Millionen Dollar
(38 Millionen Euro) teuren Flug-
zeugs vom Typ Dassault Falcon 7X
hatte in der Öffentlichkeit für Em-
pörung gesorgt. (dpa) 

N A C H R I C H T E N

Frankfurt/Berlin – In Köln, Düssel-
dorf, Bremen, Hamburg, Berlin, Saal-
feld in Thüringen, Magdeburg, Nürn-
berg und München sollen Hunderte
Beschäftigte ihre Arbeit niederlegen.
Der Warnstreik, zu dem die Gewerk-
schaft Deutscher Bundesbahnbeamte
und Anwärter (GDBA) und Transnet
aufgerufen haben, soll von 4.30 Uhr
bis zum späten Vormittag andauern.
Keiner der Streik-Punkte liegt in Ba-
den-Württemberg. Die Deutsche
Bahn (DB) geht in einer Mitteilung da-
von aus, dass der überwiegende Teil
des Zugverkehrs außerhalb der neun
Streikschwerpunkte ohne größere Be-
hinderungen ablaufen kann. Auch der
Nahverkehr soll nicht betroffen sein.
„Der Seehas fährt planmäßig und ist
nicht von den DB-Streiks betroffen“,
bestätigte Daniela Vietze von der
Schweizerischen Bundesbahn.

GDBA und Transnet sprechen von
einem „Warnsignal an die Arbeitge-
berseite.“ Gefordert werden neben 1̂0
Prozent mehr Geld zwölf freie Wo-
chenenden im Jahr und bessere
Nachtdienstregelungen für rund
130 000 Beschäftigte. Die Bahn hat bis-
her je ein Prozent höhere Einkommen
für 2009 und 2010 sowie Einmalzah-
lungen angeboten. Berichten zufolge
wollte der Konzern gestern ein neues
Angebot vorlegen. Laut GDBA-Vize
Heinz Fuhrmann blieb dies jedoch
aus. Bundesverkehrsminister Wolf-
gang Tiefensee forderte beide Seiten
auf, sowohl die Belange der Beschäf-
tigten als auch die des Unternehmens
und der Kunden im Blick zu behalten.

Einige Passagiere der Lufthansa wa-
ren gestern auf die Bahn angewiesen.
Tausende wurden auf andere Maschi-
nen oder auf Züge umgebucht. Bei
Langstrecken-Flügen gab es Verspä-
tungen von bis zu einer Stunde. Die
Gewerkschaft Unabhängige Flugbe-
gleiter Organisation (UFO) hatte zu
dem sechsstündigen Arbeitskampf in
Frankfurt und Berlin aufgerufen, um
Einkommenserhöhungen von 15 Pro-
zent bei einem Jahr Laufzeit durchzu-
setzen. Die Lufthansa hatte ein Paket
von rund 10 Prozent mehr Geld ein-
schließlich einer Ergebnisbeteiligung
bei 14 Monaten Laufzeit vorgelegt.

Täglich melden weitere Firmen Kurzarbeit
oder Kündigungen. Während manche um

ihre Stelle bangen, fordern andere mehr Geld.
Ist es Ihrer Meinung nach in Ordnung, zu Zeiten
der Wirtschaftskrise zu streiken? Diskutieren Sie
unter: http://wirtschaft.suedblog.de

Gewerkschaften fordern mehr Geld und mehr Zeit – Reisende haben das Nachsehen

Flug- und Zugbegleiter streiken
Ein Warnstreik des Kabinenper-
sonals bei der Lufthansa hat ges-
tern zu 80 Flugausfällen geführt.
Heute werden nun auf Schienen
erhebliche Behinderungen erwartet.
In neun Städten, keine davon in
Baden-Württemberg, sind Warn-
streiks bei der Bahn angekündigt.

VON
CHRIST INA BÖMELBURG UND DPA

Fahnen schwingen statt Passagiere zu begleiten: Flugbegleiter der Lufthansa während eines Warnstreiks. B I L D :  D P A

Die Gewerkschaften Transnet und
GDBA sind nicht die einzigen, die ihre
Mitglieder mobilisiert haben.

➤ In Griechenland hatten Fluglotsen
für den gestrigen Mittwoch einen ein-
tätgigen Streik angekündigt. Ein Ge-
richt erklärte dies jedoch für illegal.
Dennoch fielen Dutzende Auslands-
flüge aus, weil das Flugprogramm
nicht komplett neu koordiniert wer-
den konnte. Berichten zufolge haben
die meisten internationalen Fluglini-
en ihre Kunden auf heutige Flüge um-
gebucht. Im Inlandsverkehr hätten die
Flüge stattgefunden. Die Fluglotsen
fordern die Einstellung zusätzlichen
Personals und eine Verbesserung der
Krankenkassenleistungen.
➤ In Frankreich haben acht große Ge-
werkschaften für heute zum Streik
aufgerufen, um gegen die Wirtschafts-
und Sozialpolitik der Regierung zu
protestieren. Die Fluggesellschaft Air
France kündigte den Ausfall von 30
Prozent der Kurz- und Mittelstrecken-
flüge vom Pariser Flughafen Orly an.
Der Flughafen Charles de Gaulle soll
zu 10 Prozent betroffen sein. Der
Bahnverkehr nach Deutschland wer-
de nicht behindert, so die Staatsbahn.
40 Prozent der Hochgeschwindig-
keitszüge und 60 Prozent des Regio-
nalverkehrs sollen ausfallen. Schulen
und weitere öffentliche Einrichtungen
sollen auch betroffen sein. (dpa)

I M  A U S L A N D

Während die Ge-
werkschaften
mehr Geld und

bessere Arbeitszeiten
fordern, bleibt mancher
Reisende am Gleis sit-
zen. Wie die Deutsche
Bahn (DB) mitteilt,
kommt das Unterneh-
men seinen von den
Warnstreiks betroffenen
Fahrgästen entgegen.
Demnach können Kun-
den bei Zugausfall oder
verpasstem Anschluss
mit dem nächsten Zug
weiterfahren, auch wenn
es ein höherwertiger ist.
Bei Fahrgästen, die mit
zuggebundenen Ange-
boten reisen, wird diese Bindung auf-
gehoben. Auch Inhaber von Spar-
preis-, Dauer-Spezial-, Europa-Spezi-
al- oder Gruppen-Fahrkarten können
also die nächstmögliche Verbindung
nutzen.

Fahrgäste, die aufgrund streikbe-
dingter Zugausfälle oder Verspätun-
gen ihre Reise nicht antreten konnten,
haben der Bahn zufolge bis zum 15.
Februar die Möglichkeit, sich ihre Ti-
ckets und Reservierungen kostenlos
erstatten zu lassen. Die DB hat außer-

dem angekündigt, auch
Fahrkarten, die sonst
nicht zurückgegeben
werden können, zu er-
statten, wie das Dauer-
Spezial oder Länder-Ti-
ckets. DB-Zeitkarten
werden anteilig erstat-
tet, wenn der Geltungs-
bereich der Fahrkarte
und der Reisetag direkt
betroffen sind.

Wie die Bahn weiter
mitteilt, sind Vorab-Er-
stattungen für zugge-
bundene Fahrkarten
aufgrund erwarteter
Streikfolgen nicht mög-
lich. Da Streiks höhere
Gewalt darstellen, gelten

laut DB die sonst üblichen Entschädi-
gungsregelungen bei Verspätungen
nicht. In den Verkehrsverbünden grei-
fen die jeweiligen Umtausch- und Er-
stattungsregelungen. (böm)

Aktuelle Informationen zu den Aus-
wirkungen des Streiks auf den Bahn-
verkehr teilt die DB über eine kostenlose
Hotline mit: 08000/99 66 33.

Fahrplan-Änderungen im Internet:
www.bahn.de/aktuell

Was tun als Fahrgast?
Bahn verspricht Betroffenen zügige Hilfe

Wegen Streik zu Fuß? Die
Bahn will helfen. D P A

Essen (dpa) Der Warenhauskette Her-
tie droht wegen überhöhter Mietfor-
derungen des britischen Eigentümers
im März das Aus. Die selbst insolvente
Dawnay-Day-Gruppe verlange 20 Pro-
zent und mehr des Umsatzes als Miete
– viermal soviel wie marktüblich. „Das
ist unter keinen Umständen von kei-
nem Kaufhaus zu erwirtschaften“,
sagte der vorläufige Insolvenzverwal-
ter der Warenhauskette, Biner Bähr,
bei einer Pressekonferenz in der Esse-
ner Firmenzentrale. Die Schließung
von 19 der 73 Filialen hatte Bähr be-
reits am Vortag bekanntgegeben. Be-
troffen sind 650 der derzeit noch 3400
Mitarbeiter. Die übrigen 54 Filialen
seien dauerhaft überlebensfähig,
wenn die Miete gesenkt werde und ein
neuer Investor einsteige, sagte Bähr.
Auf seine entsprechenden Vorschläge
habe Dawnay Day aber bisher nicht
reagiert. Hertie hatte nach dpa-Infor-
mationen 2008 rund 50 Millionen Eu-
ro Verlust erwirtschaftet und schreibt
laut Bähr weiter rote Zahlen. 

HERTIE

Jetzt droht
das Aus 

Berlin (dpa) Der wegen der Conti-
Übernahme in Schieflage geratene
Autozulieferer Schaeffler wirbt bei
Bund und Ländern auch für einen di-
rekten Einstieg des Staates. Schaeffler
brachte neben der Anfrage nach Kre-
diten oder Bürgschaften eine Beteili-
gung des Bundes mit Conti-Aktien ins
Spiel, erfuhr die Deutsche Presse-
Agentur dpa aus Branchenkreisen.
Ökonomen und der Wirtschaftsflügel
von CDU/CSU warnen davor, Schaeff-
ler mit Steuergeldern zu helfen. Wolf-
gang Franz, Mitglied des Sachverstän-
digenrates (Wirtschaftsweise) der Re-
gierung, sagte: „Warum soll der Steu-
erzahler dafür gerade stehen, wenn
sich die Schaeffler-Gruppe verhebt?
Hier brechen Dämme, die 60 Jahre
lang gut gehalten und Deutschland
Wohlstand gebracht haben“, sagte er.
Heute findet in Berlin ein Spitzenge-
spräch von Bundeswirtschaftsminis-
ter Michael Glos mit den Regierungs-
chefs Horst Seehofer (Bayern) und
Christian Wulff (Niedersachsen) statt. 

SCHAEFFLER 

Debatte
um Staatshilfe
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